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kann auch das Schreiben der Klägerin vom 2. Januar 1990 an 
den Verklagten ausgelegt werden.

Es liegt aber auf der Hand, daß das Schreiben der Klä­
gerin objektiv geeignet war, beim Verklagten die Auffassung 
aufkommen zu lassen, die Vorsitzende habe sich bereits in 
der Rechtsauskunft zugunsten der Klägerin festgelegt und 
werde daher nicht mehr in der Sache objektiv verhandeln 
und entscheiden.

Damit sind berechtigte Zweifel an der Unvoreingenom­
menheit der Vorsitzenden gemäß § 73 Abs. 2 ZPO gegeben. 
Sie mußten im vorliegenden Fall zur Ausschließung der Vor­
sitzenden von der Mitwirkung an der Verhandlung und Ent­
scheidung führen, weshalb der Beschluß des Kreisgerichts 
aufzuheben und dem Antrag des Verklagten vom 26. Februar 
1990 stattzugeben war.

Entscheidungen aus der BRD
GG Art. 5 Abs. 1, 97; § 39 Deutsches Richtergesetz (DRiG); § 4 
Abs. 1 Niedersächsisches Richtergesetz (NdsRiG); §61 Abs. 3 
Niedersächsisches Beamtengesetz (NdsBG).
Wenn Richter in einer gemeinsamen Zeitungsanzeige das 
rechtswidrige Verhalten anderer Richter öffentlich billigen, 
begehen sie ein Dienstvergehen. (Leitsatz der Redaktion der 
NJW.)
NdsDienstgerichtshof, Beschluß vom 14. September 1989 — 
DGH 1/89.

Der Antragsteller wendet sich gegen die Feststellung seiner 
Dienstvorgesetzten, daß er fahrlässig ein Dienstvergehen 
begangen habe. In der Wochenzeitung S. vom 13. Februar 1987 
erschien eine Anzeige von 554 Richtern und Staatsanwälten. 
Zu den in der Anzeige mitgeteilten Unterzeichnern dieses 
Aufrufes gehörte auch der Ast. Die Anzeige hatte folgenden 
Wortlaut: „Richter blockierten Atomraketen. Richterinnen 
und Richter setzten sich auf einen Zufahrtsweg des US-Atom- 
raketendepots in X. Sie wollten damit, wie schon viele Bürger 
vor ihnen, auf die Gefahr der Vernichtung der gesamten 
Menschheit durch einen geplanten oder versehentlichen 
Atomkrieg hinweisen und gegen die Gewöhnung an diese 
Bedrohung angehen. Damit kritisierten sie zugleich die 
bisherigen Strafurteile ihrer Kollegen gegen Sitzdemonstran­
ten. Die Richterinnen und Richter folgten ihrem Gewissen 
und nahmen dafür Straf- und Disziplinarverfahren in Kauf. 
Politiker, die bei der Abrüstung bisher versagten, reagierten 
empört. Sie wollen Rüstungskritiker zum Schweigen bringen. 
Anders als die Vorverurteilungen durch diese Politiker ent­
schied das BVerfG. Es stellte im ,Blockadeurteil‘ klar, daß 
Sitzblockaden keineswegs immer strafbar sind. Die Verwerf­
lichkeit eines solchen Protests muß in jedem Einzelfall nach­
gewiesen werden. Das wurde bei den bisherigen Strafurteilen 
teilweise nicht ausreichend beachtet. Dadurch kam es zu 
Verurteilungen, die falsch oder zu hart sein können. Uns 
Richtern und Staatsanwälten scheint der drohende atomare 
Holocaust ungleich verwerflicher als symbolisches Handeln 
auf der Straße. Auch Richtern steht das Grundrecht auf freie 
Meinungsäußerung und Demonstration zu. Auch zur Kritik an 
der Justiz. In den Gesetzesmaterialien zum Deutschen Rich­
tergesetz heißt es: .Offene politische Betätigung sollte in einer 
Demokratie nicht den Verdacht begründen, daß sie die 
Unbefangenheit und die Fähigkeit zu sauberer und gerechter 
Amtsführung beeinträchtigt.1 Die Unterzeichneten 554 Richter 
und Staatsanwälte bekunden den Demonstranten Respekt 
und appellieren mit ihnen an die Verantwortlichen: .Beendet 
den Wahnsinn der atomaren Rüstung1.“

Der Präsident des LG O. teilte dem Ast. durch Bescheid 
vom 29. Oktober 1987 mit, daß dieser mit seiner Mitwirkung 
an der Anzeige sich eines fahrlässig begangenen Dienstver­
gehens schuldig gemacht habe. Eine Disziplinarmaßnahme 
zur Ahndung dieses Dienstvergehens wurde jedoch für nicht 
geboten erachtet und das disziplinarrechtliche Vorermittlungs­
verfahren eingestellt. Die von dem Ast. gegen diesen Bescheid 
form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde hat der Präsi­
dent des OLG O. zurückgewiesen. Gegen diesen Bescheid hat 
der Ast. die Entscheidung des NdsDienstgerichts für Richter 
mit dem Ziel der Aufhebung der Einstellungsverfügung vom
29. Oktober 1987, soweit darin ein Dienstvergehen festgestellt 
worden ist, beantragt. Das NdsDienstgericht für Richter bei 
dem LG H. hat der Beschwerde stattgegeben und die 
Bescheide des Präsidenten des LG O. und des Präsidenten des

OLG O. insoweit aufgehoben, als darin ein Dienstvergehen 
des Ast. festgestellt worden ist.

Die daraufhin erhobene Beschwerde des Präsidenten des 
OLG O. hatte Erfolg.

Aus den Gründen:
Zu Recht haben die Präsidenten des LG O. in der auf § 27 
Abs. I NdsDiszO gestützten Verfügung vom 29. Oktober 1987 
und des OLG O. in der Verfügung vom 22. März 1988 dem 
Antragsteller ein Dienstvergehen zur Last gelegt.

1. Gemäß § 4 Abs. 1 NdsRiG i. V. m. § 85 Abs. 1 NdsBG be­
geht ein Richter ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft die 
ihm obliegenden Pflichten verletzt. Ein außerdienstliches Ver­
halten stellt dann ein Dienstvergehen dar, wenn es nach den 
Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeignet 
ist, Achtung und Vertrauen in einer für das Richteramt oder 
das Ansehen der Richterschaft bedeutsamen Weise zu be­
einträchtigen.

Diese Voraussetzungen liegen durch die in der Mitunter­
zeichnung der Anzeige durch den Ast. liegende öffentliche 
Billigung eines rechtswidrigen Verhaltens und die dadurch 
hervorgerufene Verstärkung der Publizitätswirkung der in 
der Anzeige beschriebenen rechtswidrigen Aktion vor.

2. Daß das in der Anzeige beschriebene Verhalten der De­
monstrationsteilnehmer — unabhängig von der Frage einer 
Strafbarkeit aus dem Gesichtspunkt der Nötigung — rechts­
widrig war, unterliegt gerade auch im Lichte der in der An­
zeige angesprochenen Rechtsprechung des BVerfG (vgl. 
BVerfGE 73, 206 = NJW 1987, 43) keinem Zweifel.

Dieses rechtswidrige Verhalten ist in der hier maßgeb­
lichen Anzeige zwar nicht expressis verbis gutgeheißen wor­
den; dennoch stellt sich die Anzeige ihrem Sinngehalt nach 
als öffentliche Billigung des eingangs des Anzeigetextes be­
schriebenen Verhaltens dar.

Dabei kann nicht, wie dies durch das Dienstgericht erfolgt 
ist, Satz für Satz der Anzeige isoliert betrachtet und für sich 
gewürdigt werden. Vielmehr ist der gesamte Text in seinem 
Sinnzusammenhang, wie er sich dem unbefangenen und ju­
ristisch nicht geschulten Leser darstellt, zu betrachten.

In dem Anzeigetext wird zunächst in der Tat wertungsfrei 
mitgeteilt, daß eine Zahl von Richterinnen und Richtern 
durch eine Sitzblockade den Zufahrtsweg zu dem US-Rake- 
tendepot in X. versperrt haben.

In der weiteren Folge des Textes wird unter Hinweis 
auf Vorverurteilungen durch bestimmte Politiker das 
„Blockade“-Urteil des BVerfG zitiert und dabei lediglich mit­
geteilt, daß danach Sitzblockaden nicht immer strafbar seien. 
Die von den Verfassungsrichtern wiederholt und einmütig 
festgestellte Rechtswidrigkeit des in der Blockade liegenden 
Verhaltens, auch unter dem Gesichtspunkt des sog. zivilen 
Ungehorsams (vgl. BVerfGE 73, 206 [244, 252] = NJW 1987, 
43), wird dabei jedoch nicht bekanntgegeben und die für den 
juristischen Laien nicht ohne weiteres nachvollziehbare Dif­
ferenzierung zwischen Rechtswidrigkeit und Strafbarkeit da­
mit verwischt. Dies und die anschließende Kritik vorherge­
hender Strafurteile ist geeignet, den Eindruck zu erwecken, 
das beschriebene Vorgehen wäre Rechtens.

Wenn in dem Folgesatz darauf hingewiesen wird, daß den 
Verfassern der Anzeige der drohende atomare Holocaust un­
gleich verwerflicher erscheine als „symbolisches Handeln auf 
der Straße“, wird die Vorstellung einer verbleibenden Rechts­
widrigkeit dieses Handelns noch weitergehend verwischt.

Wenn in unmittelbarem Anschluß daran das — auch für 
Richter unbestreitbare — Grundrecht der freien Meinungs­
äußerung in Anspruch genommen wird, so vermag dies bei 
einem juristisch nicht vorgebildeten Leser den Eindruck zu 
erwecken, daß ein Verhalten wie das zuvor herausgestellte 
Vorgehen der Demonstranten als Ausfluß einer freien Mei­
nungsäußerung und Mittel der politischen Auseinanderset­
zung im Interesse eines hochrangigen Anliegens Rechtens sei, 
zumal diese Ausführungen durch Richter unter Hervorhebung 
ihrer Amtsinhaberschaft erfolgt sind.

Wenn die Unterzeichner der Anzeige den Demonstranten 
dann in diesem Zusammenhang ausdrücklich Respekt bekun­
den, so kann dies nur im Sinne einer billigenden Unterstüt­
zung verstanden werden.


